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(Nr. 11918.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des 
Staatshaushalts für das Nechnungsjahr 1920, vom 6. Mai 1920 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 159). Vom 24. Juni 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Einziger Artikel. 

Im $ 1 des Geſetzes, betreffend die vorläufige Regelung des Staatshaus⸗ 
halts für das Rechnungsjahr 1920, (Geſetzſamml. S. 159) Seile 4 wird ſtatt 
der Worte „für die Monate April, Mai und Juni 1920“ geſetzt: 

„für die Monate April bis September 1920”, 

Berlin, den 24. Juni 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11919.) Verordnung, betreffend die Ausübung der regelmäßigen geſundheitspolizeilichen 
Aufſicht über die Krankenanſtalten des Johanniter⸗Ordens. Vom 9. Juni 1920. 


Di. Ausnahmeſtellung, welche die Krankenanſtalten des Johanniter⸗Ordens hin⸗ 

ſichtlich ihrer regelmäßigen geſundheitspolizeilichen Beaufſichtigung nach der 

Kabinettsorder vom 15. Januar 1859 einnehmen, wird hierdurch aufgehoben. 
Berlin, den 9. Juni 1920. 5 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Geſetzſammlung 1920. (Mr. 11918— 11921.) 55 
Ausgegeben zu Berlin den 17. Juli 1920. 
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(Nr. 11920.) Vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg über die Abänderung des Staats⸗ 
vertrags vom 20. Auguſt 1878, betreffend den Anſchluß des Fürſtentums 
Birkenfeld an den Bezirk des Landgerichts zu Saarbrücken und des Ober⸗ 
landesgerichts zu Köln. Vom 18.25. Februar 1920. 


Nachdem die Preußiſche und die Oldenburgiſche Staatsregierung eine Abänderung 
des Staatsvertrags vom 20. Auguſt 1878, betreffend den Anſchluß des Fürſten⸗ 
tums Birkenfeld an den Bezirk des Landgerichts zu Saarbrücken und des Ober⸗ 
landesgerichts zu Köln, in Ausſicht genommen und die unterzeichneten Bevoll⸗ 
mächtigten zum Abſchluß einer Vereinbarung hierüber ermächtigt haben, iſt von 
dieſen der nachſtehende Staatsvertrag geſchloſſen worden: 


Artikel 1. 
Der Vertrag vom 20. Auguſt 1878 wird dahin abgeändert, daß an Stelle 
des Landgerichts in Saarbrücken das Landgericht in Coblenz zum Landgericht für 
den oldenburgiſchen Landesteil Birkenfeld beſtellt wird. 


Artikel 2. 

Im übrigen bleiben die Beſtimmungen des Vertrags vom 20. Auguſt 1878 
mit der Maßgabe in Geltung, daß das Landgericht und die Staatsanwaltſchaft 
in Coblenz an die Stelle des Landgerichts und der Staatsanwaltſchaft in Saar⸗ 
brücken treten. 

Artikel 3. 

Dieſer Vertrag tritt mit der Bekanntgabe der Auswechſelung der Beſtätigungs⸗ 
urkunden in Kraft. Falls jedoch zu dieſem Zeitpunkte die Verordnung des preußiſchen 
Juſtizminiſters, betreffend vorläufige Anderung von Gerichtsbezirken anläßlich der 
Ausführung des Friedensvertrags, vom 1. Oktober 1919 (Preußiſche Geſetzſamml. 
S. 157), deren Inkraftſetzung durch die Verordnung desſelben Juſtizminiſters vom 
24. Dezember 1919 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 198) weiterer Beſtimmung vor⸗ 
behalten iſt, noch nicht in Kraft getreten iſt, ſo tritt der gegenwärtige Vertrag 
zugleich mit der vorbezeichneten Verordnung vom 1. Oktober 1919 in Kraft. 

Dieſer Vertrag iſt in zwei Stücken ausgefertigt und unterſchrieben worden. 


Berlin, den 18. Februar 1920. Oldenburg, den 25. Februar 1920. 
Werner, 8 v. Finckh, 


Geheimer Oberjuſtizrat, Vortragender Rat Geheimer Oberregierungsrat, Vortragender Rat 
im Preußiſchen Juſtizminiſterium. = im Oldenburgiſchen Miniſterium der Juſtiz. 


Der vorſtehende Vertrag iſt beſtätigt worden, und die Auswechſelung der 
Beſtätigungsurkunden hat ſtattgefunden. 7 
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(Nr. 11921.) Ausführungsvorſchriften über das Verfahren vor den Einigungsämtern bei 


Einlegung von Beſchwerden gegen Verfügungen der Gemeindebehörden gemäß 
Artikel 4b des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 949 ff.) 
Vom 3. Juli 1920. 


Auf Grund des Artikel Ab des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 949 ff.) beſtimme ich über das Verfahren vor dem Einigungsamte 
bei Einlegung von Beſchwerden gegen Verfügungen der Gemeindebehörden, was folgt: 


5 


Die Beſchwerde iſt gemäß Artikel 4b des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 
1920 nur gegen diejenigen von den Gemeindebehörden getroffenen Ver⸗ 
fügungen zuläſſig, welche auf Grund des § 9 der Wohnungsmangel⸗ 
verordnung vom 23. September 1918 G(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1143 ff.) 
ergangen ſind. f 


. Die Beſchwerde ſteht nur dem durch die Verfügung (den Eingriff) 


unmittelbar Betroffenen zu, alſo dem Inhaber der Räume, gegen den 
ſich die Beſchlagnahme richtet. Deswegen ſteht dem Zwangsmieter, der 
dem Wohnungsinhaber zugewieſen iſt, oder dem nicht berückſichtigten 
Wohnungsſuchenden die Beſchwerde nicht zu. 


. Gegenftand der Beſchwerde iſt die Beſchlagnahme benutzter Räume, die 


auf Grund des § I der Wohnungsmangelverordnung den unbenutzten 
Räumen der in §§ 4 und 5 der Wohnungsmangelverordnung bezeichneten 
Art gleichgeſtellt ſind. Deswegen hat das Mieteinigungsamt ebenſo wie 
in dem Falle des § 4 der Wohnungsmangelverordnung bei Entſcheidung 
der Frage, ob die Beſchwerde abzuweiſen und demgemäß ein Zwangs⸗ 
mietvertrag feſtzuſetzen iſt, zu prüfen, ob für den Verfügungsberechtigten 
ein unverhältnismäßiger Nachteil zu beſorgen iſt. 


„Nicht zu prüfen iſt von dem Einigungsamte die Notwendigkeit und 


Zweckmäßigkeit derjenigen allgemeinen Anordnungen, auf Grund deren 
im Einzelfalle die mit der Beſchwerde angegriffene Verfügung ergangen 
iſt. Das Einigungsamt kann alſo die im Einzelfall ergangene Ver⸗ 
fügung nicht mit der Begründung aufheben, daß die ſtaatliche Er⸗ 
mächtigung oder die allgemeine Anordnung unnötig, unzweckmäßig oder 
wegen der damit verbundenen Härten ungerechtfertigt erſcheine. 


Die Beſchwerde iſt binnen einer Woche bei derjenigen Stelle, die die 


Verfügung erlaſſen hat, (Magiſtrat, Wohnungsamt, Gemeindevorſteher, 
Gemeindevorſtand, Landbürgermeiſter, Amtmann, Kreisausſchuß uſw.) 
einzulegen. Die Behörde hat das Recht, die angegriffene Verfügung 
vor ihrer Weitergabe an das Einigungsamt zurückzuziehen oder ab⸗ 
zuändern. 


„Wenn die angegriffene Verfügung nach dem Ermeſſen der Behörde, die 


fie erlaſſen hat, ohne Nachteil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt 
werden kann, hat die Einlegung der Beſchwerde keine aufſchiebende 
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Wirkung. Gegen die Art der Durchführung der Verfügung, die im 
Wege des Artikel 4 des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 erfolgen kann, 
iſt die Beſchwerde an das Einigungsamt nicht gegeben. 

Gegen die polizeilichen Zwangsmaßnahmen bleiben vielmehr die 
bisherigen Rechtsmittel gegeben. 

7. Durch das Beſchwerdeverfahren nach Artikel Ab des Reichsgeſetzes vom 
11. Mai 1920 find die Befugniſſe der Kommunalaufſfichtsbehörde, wie 
fie in §§H 7 und 24 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 1. Auguſt 1883 
(Geſetzſamml. S. 237) abgegrenzt ſind, nicht beſeitigt worden. Die 
Kommunalaufſichtsbehörden ſind daher innerhalb des Rahmens der ihnen 
geſetzlich zuſtehenden Befugniſſe jederzeit einzugreifen berechtigt; in das 
Verfahren bei Feſtſetzung eines Zwangsmietvertrags jedoch nur ſo lange, 

aals das Einigungsamt den Zwangsmietvertrag noch nicht feſtgeſetzt hat. 

8. Auf das Verfahren findet die Anordnung des Reichskanzlers für das 
Verfahren vor den Einigungsämtern vom 23. September 1918 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 1146) Anwendung. 


Berlin, den 3. Juli 1920. 


Der Minifter für Volkswohlfahrt. 
Stegerwald. 5 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt 
bekannt gemacht: ü 

Der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 9. April 1920, 
betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Kommunale 
Kraftwerk Oppeln, Aktiengeſellſchaft in Neiſſe, für: 

1. die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes 
innerhalb der Kreiſe Falkenberg, Grottkau, Neiſſe Stadt und Land, 
Neuſtadt im Regierungsbezirk Oppeln ſowie der Kreiſe Münſterberg 
und Namslau im Regierungsbezirke Breslau, 5 

2. die Herſtellung der Zuführungsleitung von der Übergabeſtelle in 
Heidersdorf bis zur Kreisgrenze Nimptſch⸗Münſterberg 

durch die Amtsblätter der Regierung in Oppeln Nr. 8 S. 117, aus⸗ 
gegeben am 8. Mai 1920, und der Regierung in Breslau Nr. 19 
S. 137, ausgegeben am 8. Mai 1920. 
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